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Umsatzsteuerfreie Verwaltung von Immobilienfonds?
10. Juni 2015

Innerhalb Europas ist die Verwaltung von Sondervermö-
gen durch Kapitalanlagegesellschaften von der Umsatz-
steuer befreit, so die Richtlinie. Ob die Umsatzsteuerbe-
freiung auch die Verwaltung von Immobilienfonds betrifft, 
ist aktuell Gegenstand des Vorlageverfahrens „Fiscale 
Eenheid X“ (Rs. C-595/13) beim EuGH. Am 20. Mai 2015 
sind die Schlussanträge der Generalanwältin gestellt wor-
den. Danach können Gesellschaften, die durch mehr als 
einen Anleger mit dem alleinigen Ziel errichtet wurden, 
das angesammelte Vermögen in Immobilien anzulegen, 
als Sondervermögen angesehen werden, sofern der be-
treffende Mitgliedstaat sie einer besonderen staatlichen 
Aufsicht unterstellt hat. Die Verwaltung eines solchen 
Sondervermögens umfasse auch die tatsächliche Bewirt-
schaftung der Immobilien. Folgt der EuGH diesen Schlus-
santrägen hat dies Konsequenzen für die umsatzsteuer-
liche Behandlung von Asset Management und Property 
Management Leistungen bei Immobilienfonds. Auch der 
deutsche Gesetzgeber ist gefordert.

1. Das Ausgangsverfahren
Das Ausgangsverfahren betrifft einen niederländischen Sach-
verhalt: Die A N.V. agiert als externer Verwalter gegenüber 
niederländischen Gesellschaften, die durch mehrere Pensi-
onsfonds gegründet wurden und sich mit dem Handel und 
der Bewirtschaftung von Immobilien befassen. Die von der 
A N.V. erbrachten Dienstleistungen umfassen neben der Tä-
tigkeit als Geschäftsführerin der Gesellschaften u.a. auch die 
Verwaltung der Immobilien in Form einer tatsächlichen Be-
wirtschaftung.

2. Immobilienfonds als Sondervermögen
Der EuGH wurde angerufen um auszulegen, wann bei einer 
Gesellschaft die Voraussetzungen an ein Sondervermögen 
vorliegen. Bislang hatte der EuGH regelmäßig zu entschei-
den, ob die wesentlichen Eigenschaften eines Sonderver-
mögens, d. h. Risikomischung und Vermögen zur gemein-
samen Anlage, vorliegen. Im aktuellen Verfahren wird jedoch 

gefragt, ob auch der Vermögensgegenstand ausschlagge-
bend sein kann. Dies verneint die Generalanwältin. Sie führt 
jedoch ein weiteres Kriterium an: es bedarf einer Aufsicht im 
Mitgliedsstaat um als Sondervermögen zu qualifizieren. Die 
Anwendbarkeit der europaweit geltenden OGAW-Richtlinie 
(Manager- oder Produktaufsicht) oder der AIFM-Richtlinie 
(Manageraufsicht) erfüllt diese Voraussetzung; aber auch Ver-
mögen unter besonderer Aufsicht in nur einem Mitgliedsstaat 
erfüllen die Voraussetzungen an ein Sondervermögen.
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3. Tatsächliche Bewirtschaftung der Immobilien als 
Verwaltung

Darüber hinaus hat der EuGH zu entscheiden, ob die tatsäch-
liche Bewirtschaftung der Immobilien unter den Begriff der 
Verwaltung fällt. Die tatsächliche Bewirtschaftung der Immo-
bilien umfasst ausweislich des Vorlagebeschlusses insbeson-
dere ihre Vermietung, die Verwaltung der bestehenden Miet-
verhältnisse sowie die Beauftragung und Überwachung von 
Instandhaltungsmaßnahmen. Sinn und Zweck der Umsatz-
steuerbefreiung der Verwaltungsleistungen von Sonderver-
mögen ist, dass die Anlage in kollektive Vermögensmassen 
steuerlich nicht schlechter gestellt wird als die Direktanlage. 
Unter die Befreiungsvorschrift fallen damit alle Umsätze, die 
für die Tätigkeit der Organismen für gemeinsame Anlagen 
„spezifisch“ sind. Spezifisch ist alles, was ein Verwalter tun 
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muss, um das ihm anvertraute Anlagevermögen zu erhalten 
und daraus Erträge erzielen zu können. Aus Sicht der Gene-
ralanwältin bedeutet dies bei einem Immobilienfonds daher 
gerade nicht, dass sich die Tätigkeiten des Verwalters auf 
das bloße Halten sowie den An- und Verkauf der Immobilie 
beschränken können. Sofern es sich um Immobilien handele, 
könne grundsätzlich ihr Wert nur erhalten und können Erträge 
aus ihnen nur dann erzielt werden, wenn die Immobilien auch 
tatsächlich bewirtschaftet werden. Damit unterfällt auch die 
Bewirtschaftung der Immobilie dem Merkmal der Verwaltung.

4. Auswirkungen auf die Praxis
Sollte der EuGH den Schlussanträgen der Generalanwäl-
tin folgen, ergäben sich weitreichende Konsequenzen in 
Deutschland:

Zum einen wäre der Gesetzgeber gefordert: Aktuell befreit 
§ 4 Nr. 8 Buchst. h UStG nur die Verwaltung von Investment-
fonds im Sinne des Investmentsteuergesetzes. Geschlossene 
Immobilien-, Private Equity- und Infrastrukturfonds qualifizie-
ren nicht als Investmentfonds in diesem Sinne. Ihre Verwal-
tung ist daher aktuell umsatzsteuerpflichtig in Deutschland. 
Dennoch unterliegen sie als alternative Investmentfonds der 
Aufsicht nach dem Kapitalanlagegesetzbuch. Die Steuer-
pflicht der Verwaltungsleistungen an solche Fonds sollte der 
Generalanwältin folgend nicht mehr aufrecht zu erhalten sein. 
Die Befreiungsvorschrift müsste vielmehr auf die Verwaltung 
von Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapiere 
(OGAW) und alternativen Investmentfonds (AIF) im Sinne des 
Kapitalanlagegesetzbuches ausgedehnt und von den Beson-
derheiten des Investmentsteuergesetzes entkoppelt werden. 

Zum anderen sind die Fondsdienstleister gefordert: Folgt 
der EuGH dem Antrag der Generalanwältin, müssen die 
Fondsdienstleister ihre Verträge prüfen und der dann neuen 
Rechtslage anpassen. Vorsteuern auf Eingangsleistungen 
im Zusammenhang mit den erweiterten steuerfreien Verwal-
tungsleistungen der Fondsmanager an Investmentfonds im 

Sinne des Investmentsteuergesetzes könnten nicht mehr 
abgezogen werden. Ob eine Erstattung aus dem Fondsver-
mögen zulässig ist, hängt von der Vertragsgestaltung ab. Zu 
prüfen wären auch Outsourcing-Verträge mit Property Mana-
gern. Umgekehrt ist zu beachten: sollen z. B. Property Ma-
nagementleistungen an Immobilienfonds als umsatzsteuerfrei 
behandelt werden, sind die entsprechenden Bescheide offen 
zu halten.

Der EuGH ist jedoch nicht an die Schlussanträge gebunden. 
Das Urteil bleibt daher abzuwarten. Wir halten Sie auf dem 
Laufenden!
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